
EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

die Fachtagung 2020 von Business 
Crime Control beschäftigte sich mit 
dem Thema der Wirtschaftskrimina-
lität im Gesundheitswesen. Mit der 
zunehmenden Ökonomisierung und 
Privatisierung in diesem Bereich 
schwindet nicht nur die Orientierung 
am Gemeinwohl – es wachsen auch 
die Möglichkeiten legaler und illega-
ler Bereicherung. Neben Korruption 
und Abrechnungsbetrug wurde auch 
die Rolle der Pharmakonzerne bei der 
medizinischen Forschung sowie bei 
der Produktion und Vermarktung von 
Medikamenten kritisch beleuchtet. In 
dieser Beilage fi nden Sie einen Bericht 
zur Tagung, ferner eine unter anderem 
von medico international initiierte Er-
klärung, in der – gerade auch ange-
sichts der Corona-Pandemie – eine 
weltweite Gesundheitspolitik gefordert 
wird, die „das Menschenrecht auf Ge-
sundheit als Gemeingut in das Zent-
rum des Handelns stellt“. 

Es folgt eine ausführliche Darstellung 
der verzweigten Strukturen und des 
einfl ussreichen Handelns der Bertels-
mann-Stiftung. Ihr haben wir unter 
anderem den Plan zu verdanken, über 
die Hälfte der Krankenhäuser in der 
Bundesrepublik zu schließen, weil sie 
unwirtschaftlich seien. Dieser Plan ist 
in der jetzigen Situation erst einmal 
auf Eis gelegt. Die Bertelsmann-Stif-
tung stellt ein Paradebeispiel für inte-
ressegeleitete Politikberatung dar, die 
immer scheinbar wissensbasiert und 
sachbezogen daherkommt, in Wirk-
lichkeit aber dem neoliberalen Denken 
tief verhaftet ist.

Der Neubau des Berliner Flughafens, 
der nach einer schier endlos erschei-
nenden Pannenserie nun ausgerech-
net in der coronabedingten Flugfl aute 
fertiggestellt und eröffnet wurde, ist in 
unserer Zeitschrift schon mehrfach ein 
Thema gewesen. Die Verschleuderung 
von Steuergeldern durch Fehlplanung, 
mangelhafte Kontrolle und Verantwor-
tungslosigkeit führender Politiker steht 
hier – wenn auch auf andere Weise – 
dem Projekt „Stuttgart 21“ in nichts 
nach. „Milliardengrab BER – eine un-
vollständige Bilanz“ ist in dieser Beila-
ge der vorläufi g abschließende Artikel 
zum Thema überschrieben.

Mit den besten Grüßen
Redaktion BIG Business Crime

Wirtschaftskriminalität
im Gesundheitswesen

Unter dem Titel „Weiße Kittel 
– schwarze Millionen. Wirt-
schaftskriminalität im Gesund-

heitswesen“ fand am 14. November 
2020 die jährliche Fachtagung von Bu-
siness Crime Control statt. Ursprüng-
lich geplanter Tagungsort war das 
Ökohaus in Frankfurt am Main. Wegen 
des Lockdowns konnte die Tagung dann 
nur im Internet veranstaltet werden. 
Unterstützt wurde sie von Attac Frank-
furt am Main, der Coordination gegen 
BAYER-Gefahren, der Friedens- und Zu-
kunftswerkstatt und der KunstGesell-
schaft Frankfurt am Main.

Jörg Schaaber, Geschäftsführer der 
in Bielefeld ansässigen BUKO-Pharma-
kampagne, Chefredakteur des „Phar-
ma- Briefs“ und von „Gute Pillen – 
Schlechte Pillen“ referierte zum Thema 
„Pillendreh am Rande der Legalität. Das 
Pharmageschäft mit manipulierter Wis-
senschaft und Laienwerbung“. Die Bei-
spiele, die er nannte, zeigten auf, dass 
der Gebrauchswert, der Nutzen von 
Medizinprodukten nicht immer gegeben 
und manchmal sogar negativ ist. Das 
heißt, diese Produkte können sogar 
schaden. Unter den Bedingungen einer 
kapitalistischen Marktwirtschaft stehe 
eben nicht der Gebrauchswert, sondern 
der Tauschwert im Mittelpunkt, der Um-
satz und der Gewinn, der mit den Pro-
dukten gemacht werden kann. Die Nut-
zenbewertung von Medikamenten durch 
die dafür zuständigen Institutionen ist 

dementsprechend beeinflussbar. So 
sei die EMA, die Zulassungsbehörde 
der EU, zu 86 Prozent industriefinan-
ziert. Die Hälfte aller Studien zu neu-
en Medikamenten werde erst gar nicht 
veröffentlicht, so dass man sie nicht 
überprüfen könne. Studienergebnisse 
würden auch schon mal im Interesse 
der Pharmaindustrie uminterpretiert. 
Klagen wegen Schädigung durch Me-
dikamente würden meistens scheitern 
oder aber mit Vergleichen enden, wel-
che die Geschädigten zum Schweigen 
verpflichten. Notwendig sei es, das 
Monopol der Pharmakonzerne bei der 
Patentierung von Medizinprodukten zu 
brechen. Dies ganz besonders, wenn 
für ihre Entwicklung öffentliche Gelder 
in Anspruch genommen werden – so 
wie es gegenwärtig bei den Impfstoffen 
gegen Corona der Fall ist.

„Profite first. Im Angesicht von Coro-
na zeigt Bayer schlicht Marktversagen“ 
– darüber sprach Marius Stelzmann, 
Geschäftsführer der Coordination ge-
gen BAYER-Gefahren in Düsseldorf. Der 
Bayer-Konzern stehe im Moment finan-
ziell gesehen gut da, nutze aber seine 
Möglichkeiten kaum, um in der Coro-
na-Krise zu helfen. Aus der Forschung 
für Impfstoffe habe er sich bereits zu-
rückgezogen, weil sie im Unterschied 
beispielsweise zur Entwicklung teurer 
Krebsmedikamente keinen großen Ge-
winn versprachen. Die Auslagerung der 
Produktion in Niedriglohnländer sei ein 
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weiteres Problem. Sie gefährde die 
Versorgung, gerade in Zeiten der 
Krise. Gegenwärtig gebe es schon 
Engpässe bei über 300 Medika-
menten. NGOs wie die Coordinati-
on gegen BAYER-Gefahren müssten 
„Gegenmacht entwickeln gegen 
den ‚Naturzustand Markt‘“. Es gehe 
dabei nicht um Verstaatlichungs-
forderungen oder nur um mehr Re-
gulierung. Notwendig im Sinne von 
Vergesellschaftung sei eine umfas-
sende demokratische Kontrolle auf 
allen Ebenen. Für eine sozialere 
Bewältigung der Corona-Pandemie 
müsse demzufolge „Druck auf der 
Straße“ erzeugt werden.

Dina Michels, Chefermittlerin bei 
der Kaufmännischen Krankenkasse 
Hannover (KKH) berichtete über ihre 
Tätigkeit bei der Aufdeckung und 
Bekämpfung von Korruption im Ge-
sundheitswesen. Ihr Thema lautete: 
„Weiße Kittel – Dunkle Geschäfte. Im 
Kampf gegen die Gesundheitsmafia“. 
Seit 2003 seien die Krankenkassen 
verpflichtet, Fehlverhalten aufzude-
cken und bei Anfangsverdacht die 
Staatsanwaltschaft zu unterrichten. 
Im Gesundheitswesen werden Milli-
arden umgewälzt und umgesetzt – 
das reize dazu, sich bereichern zu 
wollen, wenn es eine Gelegenheit 
dazu gibt. Als Beispiele nannte sie 
Abrechnungsbetrug und Formen von 
Untreue – mehrfache Abrechnung 
von Leistungen; Hochstilisieren von 
Leistungen, um mehr abrechnen zu 
können; „Luftrezepte“; Verordnung 
ohne medizinische Indikation; Ver-
stöße gegen das Wirtschaftlichkeits-
gebot; unzulässige Zusammenarbeit 
zwischen Ärzten und Apothekern 
usw. Auch wenn der Krankenkasse 
kein Vermögensschaden entstehe, 
wie in letztgenannten Fall, kann den-
noch Betrug vorliegen, der verfolgt 
werden müsse. Um die Dimension zu 
veranschaulichen: Aktuell bearbeite 
die Stelle zur Bekämpfung von Fehl-
verhalten im Gesundheitswesen bei 
der KKH, deren Sprecherin Dina Mi-
chels ist, 1.800 derartige Fälle.

Die Beteiligung an der Tagung 
war gut, die Diskussionen zu den 
drei Vorträgen waren interessiert 
und lebhaft. Insgesamt kann die 
Fachtagung – ein erster Versuch mit 
dem digitalen Medium – als Erfolg 
angesehen werden.

Auszüge aus einer Erklärung von BUKO 
Pharma-Kampagne und medico inter-
national (Deutschland), Outras Pala-
vras (Brasilien), People’s Health Mo-
vement und Society for International 
Development:

Die Welt ist zu einer Patientin gewor-
den. Die Krankheit heißt Covid-19 und 
hat uns allen die unentrinnbare Ver-
flochtenheit des Planeten vor Augen 
geführt. Heilung geht nur global oder 
gar nicht – so lautet eine der wichtigs-
ten Lektionen der Pandemie, der sich 
niemand mehr entziehen kann. ... 

Um Covid-19 tatsächlich erfolgreich 
entgegentreten zu können, müssen 
die Regierungen der Welt die Rahmen-
bedingungen dafür schaffen, dass 
Forschung transparent erfolgt und me-
dizinisches Wissen und seine Endpro-
dukte als Gemeingut der Menschheit 
betrachtet werden. Dies ist die unab-
dingbare Voraussetzung dafür, Medi-
kamente zur Behandlung von Covid-19 
und einen Impfstoff mit der gebote-
nen Sorgfalt zu entwickeln, flächen-
deckend zu produzieren und gerecht 
verteilen zu können. Doch die Politik 
regiert mit Business as usual. Auch 
jene Regierungen, die versprechen, 
die Gesundheit gegen Profitinteressen 
verteidigen zu wollen, weigern sich, ei-
nes der größten globalen Hindernisse 
bei der Versorgung der Menschen mit 
lebensrettenden Medikamenten in den 
Blick zu nehmen und zu beseitigen: 
Das globale Patentsystem mit seinen 
immer weiter voranschreitenden Ver-
flechtungen. Das Patentsystem hat die 
Wissensproduktion im medizinischen 
Bereich auf Gewinnmaximierung und 
Kapitalerträge ausgerichtet und nicht 
auf die Erforschung und Entwicklung 
lebensrettender Medikamente und 
deren gerechte Verteilung. Diese 
globale Ungerechtigkeit weist über 
die Covid-19-Pandemie hinaus. Das 
wird vor allem dort sichtbar, wo Men-
schen unentbehrliche Medikamente 
nicht bezahlen können. Die tödliche 

Wucht dieses Systems trifft alle, aber 
ganz besonders schwer diejenigen, 
die aufgrund ihrer Herkunft und ihres 
Einkommens an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt werden. Die Zonen 
des Ausschlusses reichen von Flücht-
lingslagern über städtische Armenvier-
tel überall auf der Welt bis zu ganzen 
Ländern. ...

Die Überwindung dieser ungerechten 
Strukturen ist ein Vorgriff auf eine Zu-
kunft, in der die Daseinsvorsorge vom 
Markt- und Profitprinzip befreit ist und 
die das Menschenrecht auf Gesundheit 
als Gemeingut in das Zentrum des ge-
sundheitspolitischen Handelns stellt. 
Und jetzt ist das Momentum da, diesen 
grundlegenden Politikwechsel durch-
zusetzen. Denn die Covid-19-Pande-
mie zeigt der gesamten Welt, dass 
Gesundheitspolitik eine globale Auf-
gabe ist, die von den Regierungen mit 
Verantwortungsbewusstsein wahrge-
nommen werden und an einem men-
schenrechtlichen Prinzip ausgerichtet 
werden muss und an nichts sonst! 
Wir, die Unterzeichnenden, fordern 
daher von unseren Regierungen eine 
an den Gesundheitsbedürfnissen der 
Menschen ausgerichtete Politik, die 
Arzneimittel als globale öffentliche 
Güter behandelt und die Macht von 
Pharmaunternehmen im öffentlichen 
Interesse begrenzt. Hierfür sind die 
Entkoppelung von Forschungskosten 
und Preis bei Medikamenten unabding-
bar, um neue Anreizmechanismen zu 
setzen, die Innovationen fördern und 
zugänglich machen. Die Vorschläge 
dafür liegen seit Jahren auf dem Tisch. 
Den Rahmen für diesen grundlegenden 
Politikwechsel böte die sofortige Ein-
führung eines durch die Weltgesund-
heitsorganisation zu verhandelnden 
internationalen Vertrages, in dem sich 
Regierungen zur verpflichtenden, koor-
dinierten Forschung und Entwicklung 
für neue unentbehrliche Medikamente, 
Diagnostika und Impfstoffe bekennen. 
…
Quelle: www.medico.de

Patente töten
Für die Aufhebung des Patentschutzes 
auf alle unentbehrlichen Medikamente



In der BIG-Beilage zur Nr. 4/2020 von 
„Stichwort BAYER“ erwähnte Joachim 
Maiworm in seinem Artikel „BIG Busi-

ness und die Krankenhausmisere“ eine 
Studie der Bertelsmann-Stiftung aus 
dem Jahr 2019. Darin wurde empfoh-
len, die Anzahl der deutschen Kliniken 
um mehr als die Hälfte zu reduzieren. 
Ein hinreichender Grund, sich intensiv 
mit den Aktivitäten der Stiftung ausein-
anderzusetzen. 

Denn: Auch nach dem jahrelangen Ver-
such einiger Kritiker, die Funktionsweise 
der Bertelsmann-Stiftung offenzulegen, 
gibt es immer noch viele Menschen, die 
bei „Bertelsmann“ an einen Buchclub 
oder an gar nichts Besonderes denken. 
In den letzten Jahren ist es der Stiftung 
und ihren Studien zudem gelungen, im-
mer mehr in den öffentlich-rechtlichen 
Medien präsent zu sein. Dabei arbeitet 
sie mit dem Geld, welches der Bertels-
mann-Konzern als einer der international 
größten Medienunternehmen im privaten 
Medien-Sektor erwirtschaftet.

Mit dem Ausbruch der Corona-Pande-
mie sind die Empfehlungen besagter 
Klinikstudie zwar fürs erste nicht mehr 
so richtig salonfähig. Es ist dennoch zu 
vermuten, dass das Virus Covid 19 den 
Bertelsmann-Interessen langfristig gese-
hen in die Hände spielt.

So lohnt sich ein genauer Blick: 
Was ist der Bertelsmann-Konzern?

Die Bertelsmann SE & Co KGaA – das 
sind 127.447 Mitarbeiter, ein Umsatz 
von 18 Milliarden Euro und ein Konzern- 
ergebnis von 1,091 Milliarden Euro. So 
steht es auf der Unternehmens-Websei-
te. (1) Bertelsmann stellt sich und seine 
Bereiche dort wie folgt vor: 

„Die RTL Group ist eines der führenden 
Unternehmen im Sender-, Inhalte- und 
Digitalgeschäft mit Beteiligungen an 68 

Fernsehsendern, acht Streaming-Platt-
formen und 30 Radiostationen, weltwei-
ten Produktionsgesellschaften sowie 
einem dynamisch wachsenden Digital-
geschäft.“ (2)

„Penguin Random House ist mit rund 
320 eigenständigen Buchverlagen auf 
sechs Kontinenten, mehr als 15.000 
Neuerscheinungen und über 600 Milli-
onen verkauften Büchern, E-Books und 
Hörbüchern im Jahr die größte Publi-
kumsverlagsgruppe der Welt.“ (3)

„Gruner + Jahr ist einer der führenden 
Premium-Magazinverlage Europas. Zu 
ihm gehören so etablierte Marken wie 
‚Stern‘, ‚Geo‘, ‚Brigitte‘, ‚Essen & Trin-
ken‘ und ‚Schöner Wohnen‘ – und dazu 
junge Marken, etwa ‚Chefkoch‘, ‚Barba-
ra‘, ‚Beef‘ und ‚11 Freunde‘. Insgesamt 
veröffentlicht Gruner + Jahr rund 500 
gedruckte und digitale Medienangebote 
in mehr als 20 Ländern.“ (4)

„Gegründet im Jahr 2008, ist BMG 
heute mittlerweile der viertgrößte Mu-
sikverlag der Welt und seit Jahrzehnten 
der erste neue Global Player, der sich 
im Labelgeschäft etablieren konnte.“ (5)

„Arvato ist ein international agierendes 
Dienstleistungsunternehmen, das für 
Geschäftskunden aus aller Welt innova-
tive Lösungen entwickelt und realisiert. 
Diese umfassen SCM-Lösungen, Finanz-
dienstleistungen sowie IT-Services und 
werden laufend mit den Innovations-
schwerpunkten Automatisierung und 
Daten/Analytics weiterentwickelt. Auf 
das Lösungsportfolio von Arvato setzen 
weltweit renommierte Unternehmen aus 
den unterschiedlichsten Branchen – von 
Telekommunikationsprovidern und Ener-
gieversorgern über Banken und Versi-
cherungen bis hin zu E-Commerce-, IT- 
und Internetanbietern.“ (6)
„In der Bertelsmann Printing Group 
sind die Druckaktivitäten von Bertels-

mann gebündelt. Dazu zählen die deut-
schen Offsetdruckereien Mohn Media, 
GGP Media und Vogel Druck, die Tief-
druckaktivitäten von Prinovis in Deutsch-
land und Großbritannien sowie die Off-
set- und Digitaldruckereien Berryville 
Graphics, Coral Graphics und OPM in 
den USA.“ (7)

„Die Bertelsmann Education Group 
bündelt die Bildungsaktivitäten von 
Bertelsmann. Mit digitalen Bildungs-
angeboten und -services in den Bereichen 
Gesundheit, Technologie und Pädagogik 
hat sich die Gruppe zum Ziel gesetzt, das 
Lernen im 21. Jahrhundert zu gestalten. 
Sie strebt dabei nach langfristigen 
Partnerschaften mit herausragenden 
Bildungsunternehmern, die Vision, Mind-
set und Werte der Gruppe teilen.“ (8)

„Bertelsmann Investments (BI), der 
globale Venture-Capital-Arm von Bertels-
mann, umfasst vier Fonds: Bertelsmann 
Asia Investments (BAI), Bertelsmann In-
dia Investments (BII), Bertelsmann Brazil 
Investments (BBI) und Bertelsmann Digi-
tal Media Investments (BDMI) mit dem 
Fokus USA und Europa. BI beteiligt sich 
darüber hinaus an ausgewählten Fonds 
u. a. in Südostasien und Afrika und an 
Fonds mit einem Fokus auf neue Techno-
logien. Durch Bertelsmann Investments 
wurden bisher über eine Milliarde Euro 
in über 250 innovative Unternehmen 
und Fonds investiert. Die ‚Bertelsmann 
Investments Digital Partners‘-Initiative er-
möglicht die Zusammenarbeit zwischen 
Start-ups und allen Bertelsmann-Unter-
nehmen, um die Digitalisierung der Ge-
schäfte weiter voranzutreiben.“ (9)

Die Aktionärs-Struktur des Konzerns ist 
übersichtlich. Die Gründer-Familie Mohn 
hält 19,1 Prozent der Aktien, die Ber-
telsmann Stiftung hält als Hauptakteur 
zusammen mit der Reinhard Mohn-Stif-
tung und der Bertelsmann Verwaltungs-
gesellschaft (BVG) 80,9 Prozent. Die 
BVG hat 100 Prozent Stimmrechtskon-
trolle. (10) Es ist ein in vielerlei Hinsicht 
pfiffiges Konstrukt, dass eine hauseige-
ne Stiftung Hauptaktionär des eigenen 
Konzerns ist.

Was sich Reinhard Mohn bei der Grün-
dung der Stiftung gedacht hat, kann 
man auf der Stiftungswebseite unter 
„Leitbild“ nachlesen: „Aus dem Unbe-
hagen, welches eigentlich jeder Bürger 
und Demokrat empfinden muss, wenn 
die Gesellschaft nicht zufriedenstellend 
geordnet ist, erwuchs mein Wunsch, 
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bei der Besserung der Dinge behilflich 
zu sein.“ (11) Eigentum sei mit gesell-
schaftlicher Verantwortung verbunden… 
Ja…und seitdem ist die Stiftung nun bei 
der „Besserung der Dinge“ behilflich und 
besitzt dafür als Konzern-Anteilseigner 
den steuergünstigen Status der Gemein-
nützigkeit. In einem Artikel des „Tages-
spiegels“ aus dem Jahr 2006 mit dem 
Titel „Macht ohne Mandat“ schreibt Ha-
rald Schumann über die Stiftung:

„Sie verwandelt das Geld aus ersparten 
Steuern von Europas größtem Medien-
konzern in strategische Politikberatung. 
Dabei ist die Stiftung mit ihrem Anteil von 
76 Prozent an der Bertelsmann AG nicht 
nur die reichste ihrer Art in Deutschland. 
Zugleich arbeitet sie operativ, also aus-
schließlich auf Initiative ihres Gründers, 
des Konzernpatriarchen Reinhard Mohn 
und seiner Mitarbeiter. Externe Anträ-
ge werden nicht entgegen genommen, 
dafür drängen die Bertelsmänner umso 
eifriger mit eigenen Projekten in die 
deutsche Regierungsarbeit.“ (12) Daran 
hat sich in den letzten 15 Jahren vom 
Grundsatz her nichts geändert.

Die Arbeit der Stiftung könnte – auch 
wenn nicht jeder Impuls kritikwürdig ist 
– in weiten Teilen als demokratiefeind-
lich bezeichnet werden, da unter dem 
Deckmantel des Allgemeinwohls eigene 
Profitinteressen des Konzerns verfolgt 
werden. Die Lobbyarbeit des Konzerns 
ist dabei nicht wirkungslos und trägt 
zur Aushöhlung staatlicher Strukturen 
bei, die einst demokratisch errungen 
wurden. Es gibt kaum ein öffentliches 
Feld was die Stiftung nicht bearbeitet. 
Arbeitsmarkpolitik, die öffentliche Ver-
waltung, Bildungspolitik und Außenpolitik 
gehören dazu. Um die Tätigkeiten der 
Stiftung speziell im Gesundheitssektor 
und im Kontext der Studie einzuordnen 
sollte man folgendes wissen:

1. Die Bertelsmann-Stiftung hat in den 
1990er Jahren das Centrum für 

Krankenhausmanagement (CKM) (13) 
gegründet, welches der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster als Institut 
angegliedert ist. (14) Das CKM macht 
sich mit seinen Projekten Gedanken 
um die Krankenversorgung der Zukunft. 
Diese soll effizient, kostengünstig und 
technologisiert sein. Eines der Projek-
te nennt sich „boundaryless hospital“ 
(15)  Dieses „grenzenlose“ Krankenhaus 
soll unter anderem „in einem zukünf-
tigen Konzept des Krankenhaus-Ma-

nagements eine steuernde Rolle in der 
Versorgungsstruktur eines zukünftiges 
Gesundheitssystems“ übernehmen. Zen-
trale Aufnahmestelle, Bündelung, zent-
rale Begutachtung und anschließende 
passgenaue Verteilung der Patienten 
sind wesentliche Merkmale. Genau das 
was man braucht, wenn man mit einer 
Studie die Schließung von zwei Dritteln 
aller Krankenhäuser fordert. Mit weniger 
angeblich mehr erreichen. Das sagt das 
Konzept des „boundaryless hospital“ 
und das sagt die Klinik-Studie. 

2. Die Bertelsmann-Gesellschafte-
rin Brigitte Mohn saß bis 2020 

langjährig im Aufsichtsrat des größten 
deutschen privaten Klinikbetreibers, 
der Rhön-Klinik AG. Im Geschäftsbe-
richt 2018 heißt es im Vorwort: „Für 
eine bessere Versorgung braucht es 
mehr Wettbewerb in Deutschland…“ 
Die Rhön-Klinik AG würde samt ihrer da-
maligen Aufsichtsrätin vom Schließen 
kommunaler Krankenhäuser profitieren. 
Da kann man auch mal in einer Studie 
fordern, dass man quasi selbst her-
ausgefunden hat, dass die öffentliche 
Konkurrenz besser schließen soll, damit 
das öffentliche Geld der Krankenkassen 
lieber produktiv in die eigenen privaten 
Hände fließt. Eine sehr eigenwillige Defi-
nition von „Wettbewerb“. Die personelle 
Verflechtung wurde dann auch öffent-
lich im Zusammenhang mit der Kran-
kenhaus-Studie kritisiert. Die Stiftung 
dementierte aber einen Interessenskon-
flikt. In einem Zeitungsartikel der „Neuen 
Westfälischen“ heißt es: „Dazu betonte 
die Stiftung, zwischen Mohns Aufsichts-
ratssitz und den Vorschlägen der Studie 
bestehe kein Zusammenhang. Die Stif-
tung pflege keine Geschäftsbeziehung 
zum Rhön-Klinikum. Es handele es sich 
um eine Modellrechnung, mit der man 
eine politische Debatte anstoßen wol-
le. ‚Bei dieser Berechnung spielt keine 
Rolle, wie und von wem einzelne Kliniken 
betrieben werden.‘“ (16)

3. Wie dem auch sei. Brigitte Mohn 
ist nun scheinbar ganz aktuell aus 

dem Aufsichtsrat des Rhön-Klinikums 
ausgeschieden. In einer außerordentli-
chen Hauptversammlung wurde im Juni 
2020 gegen Ihre Absetzung gestimmt. 
Sie wird aber nun nicht mehr auf der 
Unternehmensseite geführt. (17) Man 
kann jedenfalls die Bertelsmann-eigene 
Belobigung der Klinik-Studie, flankiert 
mit Worten von ihrer Mutter Liz Mohn 
hier noch einmal nachlesen. Der Bei-

trag enthält sogar einen Nachtrag we-
gen Corona. Die Stiftung weist darauf 
hin, dass sie mit Einschränkungen an 
ihrer Meinung festhält (https://www.
bertelsmann-stiftung.de/de/themen/ak-
tuelle-meldungen/2019/juli/eine-besse-
re-versorgung-ist-nur-mit-halb-so-vielen-
kliniken-moeglich).

4. Eines der großen Steckenpferde 
von CKM, Rhön-Klinik AG und Ber-

telsmann-Stiftung ist die Telematik, die 
elektronische Gesundheitskarte und ge-
nerell die damit verbundene Digitalisie-
rung des Gesundheitswesens. Das wird 
schließlich erst die effiziente und kos-
tengünstige – natürlich auch angeblich 
qualitativ hochwertigere – medizinische 
Versorgung gewährleisten. Telemedizin 
ist das Stichwort. Es braucht keinen 
Arzt vor Ort, wenn man ihn auch online 
zuschalten kann. Da gibt es Studien und 
Vorschläge über die Online-Versorgung 
der ländlichen Bevölkerung und über die 
Live-Zuschaltung von Notärzten im Ret-
tungswagen (die ja dann zur Zentralklinik 
länger unterwegs sind). (18) Die indirek-
te Forderungen an die Politik besteht 
darin, das Mobilfunknetz auszubauen 
und entsprechende technische Geräte 
zu entwickeln, die dies überhaupt erst 
möglich machen. 

5. Die Bertelsmann Tochter Arvato 
steht regelmäßig und erfolgreich 

bereit, um gegen Bezahlung diese ge-
forderte Digitalisierung vorzunehmen. 
Arvato, also Bertelsmann selbst, ist der 
Konzern, der zum Beispiel die technische 
Seite der elektronischen Gesundheitskar-
te deutschlandweit umsetzt. Ein Millionen-
grab öffentlicher Gelder. (19) In einer Ar-
vato-Pressemitteilung von 2019 heißt es: 
„Arvato Systems wurde von der ‚gematik‘ 
für den Betrieb der zentralen Telematik-
infrastruktur für mindestens weitere acht 
Jahre beauftragt. Arvato Systems fes-
tigt damit seine Rolle als IT-Partner des 
Gesundheitswesens.“ (20) Gemäß einer 
Eigendarstellung sind die Gesellschafter 
der gematik „das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG), die Bundesärztekam-
mer (BÄK), die Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK), der Deutsche Apothekerverband 
(DAV), die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG), der Spitzenverband der 
Gesetzlichen Krankenversicherungen 
(GKV-SV), die Kassenärztliche Bundesver-
einigung (KBV), die Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung (KZBV) und der Ver-
band der Privaten Krankenversicherung 
(PKV).“ (21)



Die Telemedizin ist jedenfalls ein un-
glaublicher Zukunftsmarkt, da die kom-
plette Infrastruktur erst noch richtig ge-
schaffen werden muss. Arvato hat zwei 
Beine in der Tür, die Rhön-Klinik AG ist 
potenter Vorreiter, die Stiftung liefert die 
nötigen Studien und wahrscheinlich hilft 
„Bertelsmann Investments“ gern, wenn 
es nötig sein sollte. Unterstellt werden 
soll hier nichts. Jede veröffentlichte Ber-
telsmann-Studie zwingt jedoch Politiker 
landauf und landab zu einer Stellungnah-
me. Themen werden so nicht entschie-
den, aber sehr medienwirksam platziert, 
ohne dass etwaige Interessen dahinter 
offengelegt werden. 

Und während Digitalisierung bisher zwar 
in aller Munde war, die Umsetzung aber 
nur schleppend verlief, führt uns die 
aktuelle Corona-Pandemie ihre Dring-
lichkeit vor Augen. Nicht nur im Ge-
sundheitswesen wird Covid 19 genutzt 
um eine flächendeckende kontaktarme 
Digitalisierung in allen Lebensbereichen 
zu propagieren. Gab es dazu eigentlich 
schon einen ausgereiften demokrati-
schen Prozess über die gesundheits-
wirksamen psychosozialen Vor- und 
Nachteile?   

Es soll hier nicht grundsätzlich gegen 
Digitalisierung polemisiert werden. Eine 
solche sollte allerdings für die Bevölke-
rung von Nutzen sein.  Und es ist nicht 
in Ordnung, dass Kosten für die digitale 
Infrastruktur von öffentlichen Geldern fi-
nanziert werden, während die Konzerne 
damit Profit machen. Tatsächlich werden 
diese dafür bezahlt, dass sie sich ihre ei-
gene profitable Infrastruktur bauen kön-
nen. Das sind Gelder, die nicht wieder im 
öffentlichen Sektor reinvestiert werden. 
Stattdessen kommt der öffentliche Sek-
tor auch noch in die Bredouille, erklären 
zu müssen, warum ein kleines kommu-
nales Krankenhaus auf dem Land seine 
Berechtigung hat.

Die Komplexität von Bertelsmann ist 
schwer zu fassen. Um zum Abschluss 
ein Gefühl für die Lobbyarbeit des Kon-
zerns zu bekommen sei hiermit noch ein 
kleines Video von der Bertelsmann-Party 
2019 empfohlen. Gesundheitsminister 
Jens Spahn freut sich ab Minute 1.25 
unter anderem über die große Kreativi-
tät von Bertelsmann und wieviel unter-
nehmerische Kraft in dem westfälischen 
Unternehmen steckt (https://www.you-
tube.com/watch?v=4xOO98V1FpI).
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penguin-random-house/#st-1

(4)	 https://www.bertelsmann.de/bereiche/
gruner-jahr/#st-1

(5)	 https://www.bertelsmann.de/bereiche/
bmg/#st-1

(6)	 https://www.bertelsmann.de/bereiche/
arvato/#st-1

(7)	 https://www.bertelsmann.de/bereiche/
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(8)	 https://www.bertelsmann.de/bereiche/
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sons_Learned.pdf
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Am 31. Oktober 2020 wurde der 
Flughafen Berlin Brandenburg 
„Willy Brandt“ (BER) am südlichen 

Stadtrand von Berlin offiziell eröffnet; 
der im Norden Berlins gelegene Flugha-
fen Tegel soll im Mai 2021 geschlossen 
werden. Natürlich gibt es schon aus 
Umweltschutzgründen viele Argumente 
gegen Flugverkehr und gegen die Eröff-
nung neuer Großflughäfen. Der Vorgang 
war demzufolge von lautstarken Protes-
ten begleitet.

Diese Eröffnung war dennoch seit langer 
Zeit überfällig. In den letzten Jahrzehnten 
haben nicht wenige Metropolen dieser 
Welt ihre Flughäfen aus den zugebau-
ten Stadtzentren aufs umliegende Land 
verlagert. Dies wurde meist mit der be-

grenzten Kapazität dieser alten Flughäfen 
begründet. Es gibt es auch medizinische 
und Sicherheitsgründe, die für einen sol-
chen Umzug sprechen: Lärmbelastung 
und auch mögliche Absturzkatastrophen 
treffen außerhalb von Stadtzentren weni-
ger Menschen. Im Falle von Berlin hat der 
bereits in den 90er Jahren gefasste Be-
schluss, die kleinen innerstädtischen Flug-
häfen zugunsten eines Großflughafens zu 
schließen, allerdings zu einem ungewöhn-
lichen finanziellen Desaster geführt. In 
unserer Zeitschrift BIG Business Crime 
wurde dies in den vergangenen Jahren in 
mehreren Beiträgen thematisiert.

Aber beginnen wir noch einmal ganz von 
vorn: Bauherr des Großflughafens ist die 
„Flughafengesellschaft Berlin Branden-

burg GmbH“ (BBI). Diese befindet sich zu 
26 Prozent im Eigentum der Bundesre-
publik Deutschland; jeweils 37 Prozent 
besitzen die Bundesländer Berlin und 
Brandenburg. Der Aufsichtsrat des Unter-
nehmers ist seit Gründung mit hochrangi-
gen Politikern bestückt. Die Flughafenge-
sellschaft soll – wie 1996 zwischen der 
Bundesregierung und den Ländern Berlin 
und Brandenburg vereinbart – langfristig 
gesehen privatisiert, also an Investoren 
aus der Privatwirtschaft verkauft wer-
den. Dies ist allerdings bis heute nicht 
erfolgt und wird wohl auch in absehbarer 
Zeit nicht erfolgen. Jedenfalls nicht, so-
lange die Flughafengesellschaft einen im-
mer mehr anschwellenden Schuldenberg 
mit sich herumschleppt.

Nach dem ursprünglichen Konzept sollte 
der zu bauende Großflughafen im Jahr 
2007 eröffnet werden. Bei der Höhe der 
Baukosten ging man damals von zwei 
Milliarden Euro aus. Ein symbolischer 
erster Spatenstich erfolgte im Septem-
ber 2006 – tatsächlich begannen die 
maßgeblichen Bauarbeiten erst im Jahr 
2008. Als Eröffnungstermin wurde da-
mals der 30. Oktober 2011 anvisiert. Als 
dieser sich als unrealistisch erwies, leg-
te man im Jahr 2010 als neuen Termin 
den 3. Juni 2012 fest. Das mehrfache 
Verschieben des Eröffnungstermins ging 
mit einer Kostenexplosion einher. Bereits 
im Jahr 2006 wurde die Baukostenhöhe 
auf etwa fünf Milliarden Euro geschätzt.

Das kurzfristige Platzen des Inbetrieb-
nahmetermins im Mai 2012 – unter an-
derem erwies sich die Brandschutzan-
lage des Flughafengebäudes als nicht 
funktionsfähig – entwickelte sich dann zu 
einem handfesten Politskandal. Die Ver-
antwortlichen schoben sich die Schuld 
gegenseitig in die Schuhe – mit dem 
Ergebnis, dass es längere Zeit mit dem 
Bauprojekt überhaupt nicht voranging. Im 
September 2012 wurde demzufolge vom 
Berliner Abgeordnetenhaus ein Untersu-
chungsausschuss eingesetzt. Besonders 
die damals im Abgeordnetenhaus vertre-
tene Piratenpartei – ein leider nur kurzle-
biger politischer Newcomer, der am Polit-
filz der vergangenen Jahrzehnte keinerlei 
Anteil hatte – redete in ihren Berichten 
Klartext, sprach von chaotischen Zustän-
den in der Planung und Überwachung des 
Bauvorhabens, von verfehlten Krisenma-
nagement sowie von einem kompletten 
Versagen von Geschäftsführung und Auf-
sichtsrat. Frühe Warnungen von einem 
Scheitern des anvisierten Termins seien 

Milliardengrab BER – eine 
unvollständige Bilanz

von Gerd Bedszent



ignoriert, kritische Stimmen gezielt unter-
drückt worden. Im Abschlussbericht des 
Untersuchungsausschusses vom Juni 
2016 sparten dann auch die Fraktionen 
Die Linke und Bündnis 90 / Die Grünen 
nicht an Kritik am Berliner Politikbetrieb, 
welcher letztlich das Desaster der ver-
patzten Flughafeneröffnung in großen 
Teilen mitverschuldet hatte.

Die Beseitigung der Mängel, an denen 
die Eröffnung damals gescheitert war, 
dadurch notwendig gewordene Umpla-
nungen und Umbauten zogen sich über 
Jahre hin. Die FAZ bezeichnete im Mai 
2020, als sich Fertigstellung und bevor-
stehende Eröffnung andeuteten, die be-
vorstehende Inbetriebnahme ironisch als 
„Wunder von Berlin“. Die Satiresendung 
„Heute-Show“ betitelte hingegen in ihrer 
Sendung vom 30. Oktober den BER als 
„Flughafen des Grauens“.

Dass die Inbetriebnahme des Großfl ug-
hafens nun gerade in eine Zeit fi el, in der 
der weltweite Flugverkehr pandemiebe-
dingt in einer massiven Krise steckt, ist 
natürlich ein Treppenwitz der Geschich-
te. Und auch, dass sämtliche auf diesem 
Flugverkehr basierende Rentabilitätsana-
lysen plötzlich nicht das gedruckte Pa-
pier wert sind, auf dem sie stehen. Im 
Jahr 2020 wird der Betrieb des BER auf 
jeden Fall ein Zuschussgeschäft bleiben. 
Die drei Betreiber der Flughafengesell-
schaft haben, wie es in der „Tagesschau“ 
vom 31. Oktober hieß, für dieses Jahr 
bereits eine Finanzspritze von 300 Millio-
nen Euro zugesagt – und für 2021 einen 
Kredit von weiteren 550 Millionen Euro. 
Das Betriebsdefi zit decken beide Beträ-
ge wahrscheinlich nicht.

Was aber wird das missratene Bauvorha-
ben den deutschen Steuerzahler insge-
samt kosten?  Nach der BIG-Redaktion 
vorliegenden Informationen belaufen sich 
die reinen Baukosten des BER bis heute 
auf 5,9 Milliarden Euro. Die wesentlichen 
Mehrkosten gegenüber der ursprüngli-
chen Schätzung resultieren aus der um 
Jahre verlängerten Bauzeit, aber auch 
aus notwendig gewordenen baulichen 
Erweiterungen gegenüber dem ur-
sprünglichen Konzept, aus den Umbau-
maßnahmen an der Entrauchungs- und 
Sprinkleranlage sowie aus ursprünglich 
nicht veranschlagten Schallschutzmaß-
nahmen im Umfeld des Flughafens. Der 
nicht unbeträchtliche Schuldendienst ist 
in diesen Baukosten nicht enthalten.

47 Prozent der Baukosten wurden durch 
(von der öffentlichen Hand verbürgte) 
Bankkredite der Flughafengesellschaft 
gedeckt. 39 Prozent der Baukosten ge-
hen direkt zu Lasten der drei Gesellschaf-
ter, also der Bundesrepublik Deutschland 
und der Bundesländer Berlin und Bran-
denburg. Der Rest wurde aus Eigenmit-
teln der Flughafengesellschaft beglichen. 

Derzeit ist nicht abzusehen, in welcher 
Höhe sich der Schuldendienst, also die 
Verzinsung der aufgenommenen Bank-
kredite, voraussichtlich bewegen wird. 
Und es ist nicht einmal klar, ob die Flug-
hafengesellschaft angesichts des mas-
siv eingebrochenen Luftverkehrs jemals 
so viel Gewinn einfahren wird, dass sie 
die aufgenommenen Kredite bedienen 
und schrittweise abbauen kann. Solange 
dies nicht der Fall ist, werden die Schul-
den der Gesellschaft weiter steigen. Und 
es muss befürchtet werden, dass zuletzt 

doch der Steuerzahler entweder vollstän-
dig oder teilweise für diesen Schulden-
berg aufkommen muss.

Im Übrigen deutet sich heute schon an, 
dass der Großfl ughafen infolge Fehlpla-
nung von der Kapazität her unterdimensi-
oniert ist, demzufolge bei wieder massiv 
steigenden Passagierzahlen ganz schnell 
baulich erweitert werden muss. Das 
nächste Milliardengrab zulasten der öf-
fentlichen Hand ist also bereits absehbar.
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Ende November 2020 berichteten 
Medien über die korrupten Ma-
chenschaften ranghoher israeli-

scher Politiker und Militärs beim Kauf 
mehrerer U-Boote von der Firma Thys-
senKrupp. Mehrere Personen aus dem 
direkten Umfeld von Ministerpräsident 
Netanjahu sollen an Schmiergeldzahlun-
gen bei dem Milliardengeschäft beteiligt 
gewesen sein. So soll ein Cousin von 
Netanjahu das brisante Geschäft mas-
siv vorangetrieben haben, obwohl der 
damalige Verteidigungsminister sowie 
hochrangige Militärs sich gegen den 
Kauf ausgesprochen hatten. Die poli-
tische Spitze Israels drückte den Deal 
offenbar dennoch durch.

Eine aktuelle Meldung wie diese illus-
triert die Relevanz des im vergange-
nen September erschienenen Buches 
„Geheimsache Korruption“ des für das 
Recherchezentrum Correctiv tätigen in-
vestigativen Journalisten Frederik Rich-
ter. Der Autor belegt an diesem Beispiel 
und ähnlich gelagerten Fällen, warum 
beim Export von Rüstungsgütern Beste-
chungsgelder verbreiteter sind als im 
zivilen Bereich.

Daneben untermauert der Autor anhand 
von fünf Beispielen seine zentrale The-
se, dass von Deutschland ausgehende 
Schmiergeldzahlungen demokratische 
Prozesse in anderen Ländern massiv 
behindern und beschädigen. So hätten 
Bestechungsgelder aus Deutschland 
den autokratischen Herrschaftsan-
spruch Wladimir Putins gestützt, mit 
deutschem Schmiergeld durchgezo-
gene Rüstungsdeals die griechische 
Staatsschuldenkrise angeheizt. Das Re-
nommee des African National Congress 
in Südafrika wäre Ende der 1990er 
Jahre durch schmiergeldgelenkte Rüs-
tungsgeschäfte belastet worden – un-
ter Mitwirkung der Hamburger Werft 
Blohm + Voss sowie der Firma Thyssen 
Rheinstahl Technik. Brasilien sei um die 
Jahrtausendwende in einem Korrupti-
onssumpf der Superlative rund um den 
Ölkonzern Petrobras versunken (in dem 
auch der Essener Industriekonzern 
Ferrostaal AG verstrickt war). Ein wei-

teres Schlaglicht wirft Richter auf die 
arabische Welt, die ihm als ehemaliger 
Korrespondent einer Nachrichtenagen-
tur besonders vertraut ist. So erhielt 
ThyssenKrupp Ende 2011 den Auftrag, 
zwei Fregatten im Wert von etwa zwei 
Milliarden Euro an Algerien zu liefern, 
gefördert durch eine Exportbürgschaft 
durch die Bundesregierung. Die Muniti-
on für die Schiffe kaufte der Konzern 
bei der Rüstungsschmiede Rheinmetall, 
die wiederum selbst einen Teil davon 
aus dem Ausland bezog. Der Verkauf 
der Kriegsschiffe wurde letztlich mit-
tels eines kaum durchschaubaren 
Geldkreislaufs außerhalb Deutschlands, 
unter anderem über Tochterfi rmen und 
durch dubiose Zahlungen an „Vermitt-
ler“, abgewickelt.

Richter legt seinen Finger in verschie-
dene offene Wunden der Fachdiskurse. 
Während in der Literatur zum Korrupti-
onsgeschehen in der Regel der Neh-
mer, das heißt der Korrumpierte im 
Mittelpunkt des Interesses steht, fokus-
siert der Autor auf den Geber, also dem 
Korrumpierenden. Beispielsweise listet 
Transparency International (TI) in ihrem 
jährlich herausgegebenen Korruptions-
index (CPI) Staaten nach dem Grad der 
in Politik und Verwaltung wahrgenomme-
nen Korruption auf. In diesem Ranking 
belegt Deutschland regelmäßig einen 
der oberen Plätze, zeichnet sich nach 
Meinung der NGO also durch Rechts-
staatlichkeit und starke demokratische 
Institutionen aus. Somalia, Syrien oder 
Südsudan dagegen rangieren als „fai-
led States“ und Konfl iktregionen ganz 
unten. Richter wendet sich, ohne TI zu 
nennen, gegen diesen Ansatz und räumt 
mit dem Bild des „sauberen“ Deutsch-
land auf: „Im Falle der Schmiergeldin-
dustrie versagen Politik und Justiz je-
doch. Wenn es um die Exportwirtschaft 
geht, versteht die Politik in Berlin ihre 
Aufgabe allein darin, der Wirtschaft den 
Rücken freizuhalten.“ (Seite 7)   

Mehrfach verweist der Autor auf ein 
besonderes Datum – den 15. Febru-
ar 1999 – den Tag, „an dem mit dem 
Ende der steuerlichen Absetzbarkeit 

von Schmiergeldzahlungen im Ausland 
angeblich der große Einschnitt in der 
Geschichte der Schmiergeldbranche 
Gesetz werden sollte“ (Seite 84). Beste-
chungsgelder für Entscheidungsträger 
im Ausland waren bis dahin noch als 
„nützliche Aufwendungen“ steuerlich 
geltend zu machen. Die Vielzahl der von 
Richter angeführten Korruptionsfälle 
unter deutscher Beteiligung beweisen 
jedoch, dass auch trotz gesetzlichem 
Verbot seitdem kräftig weiter besto-
chen wird. Und das mit dem Segen des 
Staates. Denn der übernimmt weiterhin 
die Risiken beim Export von Rüstungs-
gütern, so dass „sogar eine Art von 
staatlicher Bürgschaft für Korruption 
besteht“ (Seite 163).

Politisch relevante Korruption scheint 
allgegenwärtig zu sein. Die Presse be-
richtet fast täglich darüber und das 
Skandalisierungspotenzial ist enorm. 
Frederik Richter verzichtet jedoch wohl-
tuend darauf, auf dieser Welle mitzu-
reiten. Der Grundton seines Buches ist 
betont sachlich, die Fülle der differen-
ziert erzählten Fälle beeindruckend und 
sein Ausblick keineswegs resignativ. 
So bietet der Autor der Leserschaft am 
Schluss zehn Ideen an, wie seiner Mei-
nung nach gegen die Schmiergeldindus-
trie vorgegangen werden könnte – unter 
anderem schlägt er die Einführung eines 
Unternehmensstrafrechts vor, auch die 
Förderung von Whistleblowern und die 
Stärkung der Gewaltenteilung.

Wer sich für die Rolle Deutschlands im 
internationalen Korruptionsgeschehen 
interessiert, dem oder der sei das Buch 
ausdrücklich empfohlen.

Frederik Richter: 
Geheimsache Korruption. Wie die deut-
sche Schmiergeldindustrie weltweit die 
Demokratie verrät
Correctiv-Verlag, Essen 2020, 198 Seiten, 
20 Euro

Der deutschen Schmiergeld- 
industrie auf der Spur

von Joachim Maiworm


